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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Geld und Kredit 
(12. Ausschuß) 


über den von den Fraktionen der CDU CSU, SPD, FDP 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Gesetzes über Leistungen aus vor der Währungsreform 
eingegangenen Renten- und Pensionsversidierungen 

- Nr. 2640 der Drucksachen - 


Bcriditerstatter: 

Abgeordneter Dr. Hoffmann (Schönau) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Gesetzentwurf zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über Leistungen aus vor der Währungsreform cingegangenen 
Renten- und Pcnsionsversichcrungen in der nachstehenden Fassung 
zuzustimmen, 

2. die zu diesem Gesetzentwurf cingegangenen Petitionen für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 5. Dezember 1951 


Der Ausschuß für Geld und Kredit 

Scharnberg Dr. Hoffmann (Sdiönau) 
Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Unlversitäts-Buchdrucfcerel Gebr. Sdieur, Bonn 
Allein- Vertrieb : Dr, Hans Heger, Andemaöi, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, NieUsebestraße l 



Beschlüsse des 12, Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Leistungen aus vor der Währungs- 
reform eingegangenen Renten- und Pensionsversicherungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über Leistungen aus vor der 
Währungsreform eingegangenen Renten- und 
Pensions Versicherungen vom 11. Juni 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 379) (Rentenaufbesse- 
rungsgesetz) wird wie folgt geändert: 

!. a) Hinter § 5 Absatz 2 Satz 1 wird fol- 
gender Satz eingefügt: 

„ Die Versicherungsaufsichtsbehörde 
kann die Frist in Ausnahmefällen ver- 
längern." 

b) § 5 Absatz 2 Sätze 2 und 3 werden 
Sätze 3 und 4. 

2. § 5 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) Zinsbeträge für eine Renten- 
ausgleichsforderung, die der Schuldner 
an das Versicherungsunternehmen erst 
nach dem Zeitpunkt leistet, zu dem sie 
nach Absatz 1 Satz 2 zu zahlen sind, 
hat der Schuldner von diesem Zeit- 
punkt bis zur Zahlung mit jährlich 
fünf vom Hundert zu verzinsen. Zins- 
beträge für eine Rentenausgleichsforde- 
rung, die dem Schuldner zu erstatten 
sind, hat das Versicherungsunterneh- 
men vom Zeitpunkt des Eingangs bis 
zur Erstattung mit jährlich fünf vom 
Hundert zu verzinsen." 

3. Hinter § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

„S 5 a 

(1) Die Rentenausgleichsforderungen 
sind Schuldbuchforderungen. Sie wer- 
den auf Ersuchen des ßundesministers 


der Finanzen in das Bundesschuldbuch 
eingetragen. Im Falle des § 5 Absatz 2 
Satz 4 ist die Eintragung auf Er- 
suchen des Bundesministers der Finan- 
zen zu berichtigen. 

(2) Die Vorschriften des Reichs- 
schuldbuchgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31. Mai 1910 
(Reichsgesetzbl. S. 840) und der Ver- 
ordnung vom 17. November 1939 
(Reichsgesetzbl, I S. 2298) finden mit 
der Maßgabe sinngemäß Anwendung, 
daß Schuldverschreibungen gegen Lö- 
schung der Forderungen nicht ausge- 
gcr eicht werden. 

4. § 6 erhält folgende Fassung: 

4 6 

(1) Rentenausgleichsforderungen dür- 
fen nur von Geldinstituten, Versiche- 
rungsunternehmen und Bausparkassen 
sowie von Gebietskörperschaften und 
nur zum Nennwert erworben und ver- 
äußert werden. Erwirbt der Schuldner 
eine im Schuldbuch eingetragene oder 
noch nicht eingetragene Rentenaus- 
gleichsforderung, so erlischt sie da- 
durch nicht, 

(2) Eine Regelung der Tilgung der 
Rentenausgleichsforderungen durch 
Bundesgesetz bleibt Vorbehalten." 

5. Hinter § 6 wird folgender § 7 eingefügt: 

4 7 

(1) Dieses Gesetz gilt auch in Ber- 
lin, sobald das Land Berlin nach Ar- 
tikel 87 Absatz 2 seiner Verfassung die 
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Anwendung des Gesetzes beschließt. 
Das Gesetz ist in Berlin mit folgender 
Maßgabe anzuwenden: 

1. soweit in diesem Gesetz auf Vor- 
schriften über die Neuordnung des 
Geldwesens Bezug genommen ist, 
treten in Berlin an deren Stelle die 
dort geltenden entsprechenden Vor- 
schriften; 

2. für die Anwendung des § 1 Absatz 2 
und der §§ 3 und 4 gilt als Zeit- 
punkt des Inkrafttretens des Ge- 
setzes der Tag seines Inkrafttretens 
in Berlin; 

3. die Zinsen auf die Rentenausgleichs- 
forderungen für die Zeit vom 
1. April bis zum 31. Dezember 1951 
sind am ersten Werktag des zweiten 
Monats nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes in Berlin zu zahlen; 

4. die Berechnung der Pr'ämienreserve 
nach § 5 Absatz 2 ist binnen 3 Mo- 
naten nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes in Berlin vorzunehmen. 

(2) Versidierungsunternehmen, die 
außer der im Bundesgebiet aufzustel- 
lenden Umstellungsrechnung auf Grund 
der in Berlin geltenden Vorschriften 


über die Neuordnung des Geldwesens 
eine weitere Umstellungsrechnung auf- 
stellen, haben die in 5 Absatz 2 
Satz 1 vorgeschriebene Berechnung inner- 
halb der in Absatz 1 Nr. 4 vorgeschrie- 
benen Frist gesondert für den von die- 
ser Umstellungsrechnung erfaßten Be- 
stand von Renten- und Pensionsver- 
sicherungen aufzustellen; sie haben den 
sich ergebenden Betrag in der Bilanz 
gesondert auszuweisen. Diese Berech- 
nung ist von der Aufsichtsbehörde zu 
bestätigen, die die in Berlin aufzu- 
stellende Umstellungsrechnung zu be- 
stätigen hat.** 

Artikel II 

Der Bundesminister der Justiz wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundes- 
iiiinister für Wirtschaft und dem Bundes- 
minister der Finanzen den Wortlaut des Ren- 
tenaufbesserungsgesetzes in der nunmehr gel- 
tenden Fassung mit neuem Datum, unter 
neuer Überschrift und in neuer Paragraphen- 
folge bekanntzumachen und dabei Unstimmig- 
keiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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